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Abkürzungsverzeichnis 

Gemäß Art. 12 des Vertrages von Amsterdam wurden mit seinem Inkrafttreten am 
01. 05. 1999 die Bestimmungen des EG- und EU -Vertrages umnumeriert. 

In dieser Arbeit wird grundsätzlich die Numerierung der Verträge nach Inkrafttreten des 
Vertrages von Amsterdam verwendet. Bei der Bezeichnung der Verträge wird aus Gründen 
der Übersichtlichkeit und Verständlichkeit nicht der offiziellen Zitierweise des EuGH 
(AnwBI. 1999, 162) gefolgt, da es auf eine Gegenüberstellung der alten und neuen Fassung 
nur in wenigen Fällen ankommt. Der EuGH kürzt die Verträge mit zwei Buchstaben ab (z. B. 
EG-Vertrag mit EG; EU-Vertrag mit EU), während hier die vor Inkrafttreten des Vertrages 
von Amsterdam üblichen Abkürzungen (z. B. EGV für EG-Vertrag) beibehalten werden. Ein 
Rückgriff auf die nicht mehr geltende Fassung wird ausdrücklich gekennzeichnet. 

Besonders ist darauf hinzweisen, daß es durch die neue Numerierung häufig zu der Kon-
stellation kommt, daß die Kommentierung einer Norm in der Fußnote numerisch nicht mit 
der im Text angeführten Norm in der derzeitigen Fassung der Verträge übereinstimmt. Dies 
läßt sich zur Zeit nicht vermeiden, da die meisten Kommentare noch auf der alten Rechtslage 
basieren. 
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A. Einleitung 

I. Prolegomena 

Die Durchdringung der deutschen Rechtsordnung durch Europäisches Gemein-
schaftsrecht gewinnt im Zuge des sich an Dynamik und Vertiefung ständig verstär-
kenden Einigungsprozesses der Europäischen Union zunehmend an Bedeutung. Es 
wird geschätzt, daß schon heute nahezu 80% aller Regelungen im Bereich des 
Wirtschaftsrechts und fast 50% aller deutschen Gesetze auf Gemeinschaftsrecht 
beruhen l . 

Das Strafrecht folgt der Europäisierung der anderen Rechtsgebiete mit genuiner 
Verspätung2 und wird auch von der Strafrechtswissenschaft nur zögernd zur Kennt-
nis genommen3. Die Ursachen dafür sind vielfältiger Natur und liegen vor allem 
darin, daß das Strafrecht im Vergleich zu anderen Rechtsgebieten wie dem Verwal-
tungsrecht oder dem Wettbewerbsrecht erheblich weniger Berührungspunkte zum 
zumeist wirtschaftspolitisch orientierten Gemeinschaftsrecht aufweist und in den 
Verträgen keine institutionelle Kompetenz vorgesehen ist. 

Zudem weist gerade das Strafrecht als in weiten Teilen "politisches Recht" eine 
besonders starke Bindung an Tradition und Wertebewußtsein auf. Vor allem der 
Besondere Teil des Strafrechts erscheint als negativ formulierter Bestandteil der 
Werte und Werthaltungen einer Gesellschaft. Diese Werte haben in Europa zwar 
gemeinsame Wurzeln und teilweise auch übereinstimmende Inhalte, weichen je-
doch durch unterschiedliche Sichtweise und Schwerpunkte, auch vor dem Hinter-
grund der bereits erfolgten und noch geplanten EU-Erweiterungen, stark voneinan-
der ab4 . Aufgrund dieser starken Unterschiede und der Furcht vor der Aufgabe von 
als essentiell angesehenen Werten werden internationale Einflüsse auf das Straf-
recht sehr skeptisch beurteilt5. Besonders das Strafrecht wird auch heute noch als 
Inbegriff nationaler Souveränität verstanden und verträgt sich daher nur schlecht 

I So der ehemalige Präsident der Kommission Jaques Delors in: Bulletin EG 1988, Nr. 7 I 
8, S. 124 und das ehemalige Kommissionsmitglied Bangemann in: Brückner, S. 5. 

2 So 1iedemann in: Kreuzer I Scheuingl Sieber, S. 134; nach Jung/Schroth GA 1983,241, 
263 hat die Angleichung des Strafrechts bisher nur eine untergeordnete Rolle im Rahmen des 
Gemeinschaftsrechts gespielt. 

3 Kühl ZStW 109 (1997), 777, 790 spricht sogar vom "Desinteresse der deutschen Straf-
rechtswissenschaftler" . 

4 V gl. Pagliaro in: Schünemann I Suarez Gonzalez, S. 379, 380. 
5 SieberZStW 103 (1991),957,958; Perron in: Dörr/Dreher,S. 135, 136. 
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mit dem von Souveränitätsverzicht und Kompetenzverlagerung auf die supranatio-
nale Ebene geprägten Recht der EG. 

Auch das Strafverfahrensrecht weist in vielen mitgliedstaatlichen Rechtsordnun-
gen traditionelle Eigentümlichkeiten auf, wie etwa die starke Stellung des Untersu-
chungsrichters in Frankreich bei völliger Beseitigung dieser Institution in anderen 
Ländern, das historisch späte Erscheinen der Staatsanwaltschaft in England unter 
gleichzeitiger großer Machtfülle der Polizei6 oder die unterschiedlichen Verpflich-
tungen zum Einschreiten der Strafverfolgungsbehörden (Legalitäts- / Opportuni-
tätsprinzip)7. Jedoch ist auch das Strafrecht nicht frei von europäischen Einflüs-
sen8, und auch das Strafverfahrensrecht wird mehr und mehr in den Integrations-
prozeß auf europäischer Ebene einbezogen9. Es ist anerkannt, daß Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten für das Strafverfahrensrecht keinen Hinderungsgrund darstellt, 
den Staaten in diesem Bereich Einschränkungen und Verpflichtungen zugunsten 
der Gemeinschaft aufzuerlegen 10. 

Wahrend die Wechselwirkungen zwischen Gemeinschaftsrecht und materiellem 
Strafrecht in der Literatur zunehmend erörtert werden 11, finden sich Ausführungen 
über die strafprozessualen Konsequenzen des Gemeinschaftsrechts nur vereinzelt 
und zumeist auch nur in sehr kurzer Form 12. In der vorliegenden Arbeit soll diesem 
Mangel zumindest ansatzweise abgeholfen und ein Beitrag zur Erforschung des ge-
meinschaftsrechtlichen Einflusses auf die prozessuale Seite des Strafrechts gelei-
stet werden. 

6 Dazu Gandy in: Hall, The role of the prosecutor, S. 7 ff. 
7 Rechtsvergleichend zum Wandel der strafprozessualen Regeln und Institutionen Tiede-

mann RIDP 1993, 813. 
8 EuGH Slg. 1981, 2595 (Casati); Slg. 1989, 195 (Cowan); StV 1999, 130 (Lemmens). 
9 Zuleeg JZ 1992,761,768 unter Hinweis auf EuGH Slg. 1978,2151,2178; so auch Satz-

ger StV 1999, 132; Kühne JZ 1998, \070; Vervaele in: Delmas-Marty (Hrsg.), What kind of 
criminal policy for Europe, S. 209, 245; Gärditz wistra 1999,293; vg!. auch BT-DruckS 131 
3594 (Gesetzesentwurf der SPD-Fraktion). 

10 De Angelis in: Dannecker (Hrsg.), Die Bekämpfung des Subventionsbetrugs im EG-Be-
reich, S. 139, 140. 

11 Vg!. nur Dannecker, Strafrecht der EG, S. 26 ff.; Tiedemann NJW 1993,23; Johannes 
ZStW 183 (1971), 540; lescheck-Weigend § 18 VII; LK-Jescheck Ein!. Rn. 102 ff.; Bau/oe 
in: Melanges Levasseur, S. 103. 

12 Z. B. Bleckmann in: Stree/Wesse1s-FS, S. 109, 115; Meier EuZW 1998,85,87; Renge-
ling/Middeke/Gellermann Rn. 1226; LR-Rieß Ein!. Abschn. B Rn. 33 konstatiert eine "sich 
intensivierende Tendenz zur Öffnung gegenüber internationalen und supranationalen Einflüs-
sen"; nach LR-Lüderssen Ein!. Abschn. L Rn. 37 sind die Überschneidungen von Europa-
recht und Strafprozeßrecht hingegen nur "Kategorien der Zukunft" und nach Roxin, Strafver-
fahrensrecht § 6 Rn. 5, kann angeblich sogar "von einer Europäisierung des Strafprozeßrechts 
noch kaum gesprochen werden". 
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11. Problemstellung und Zielsetzung der Arbeit 

1. Die EG kann Verstöße gegen ihr Recht nicht selber bestrafen, da sie nach 
ganz h.M. keine Kompetenz zur Verhängung kriminalstrafrechtlicher Sanktionen 
hat 13. Die Widerstände der Mitgliedstaaten gegen eine Harmonisierung auf dem 
Gebiet des Straf- und Strafprozeßrechts waren so erheblich, daß auch bei fort-
schreitendem Integrationsprozeß weitgehend Einigkeit bestand, daß sich eine eige-
ne Strafgerichtsbarkeit auf Gemeinschaftsebene mit eigenem Verfahrenssystem zu-
mindest in absehbarer Zukunft nicht verwirklichen lassen würde 14• 

Deshalb muß der strafrechtliche Schutz der EG-Rechtsgüter durch die Staaten 
gewährleistet werden. Nach der Rechtsprechung des EuGH15 sind die Mitglied-
staaten nicht nur zu der ihnen nach der Kompetenzordnung der EG obliegenden 
ordnungsgemäßen Umsetzung und Durchführung des Gemeinschaftsrechts ver-
pflichtet, sondern aus der allgemeinen Treuepflicht des Art. 10 EGV folgt für sie 
auch die Obliegenheit, den strafrechtlichen Schutz des Gemeinschaftsrechts sicher-
zustellen. In vielen Bereichen des materiellen Strafrechts ist daher der nationale 
Gesetzgeber verpflichtet, Verstöße gegen direkt anwendbares oder in nationales 
Recht umgesetzte EG-Vorschriften unter Strafe zu stellen. 

2. Im hier zu behandelnden Prozeßrecht geht es um Probleme, die nach Anglei-
chung des materiellen Strafrechts im Rahmen eines Ermittlungs- und Strafverfah-
rens auftreten können. Eine Rechtsangleichung im Strafprozeßrecht ist (bisher) 
nicht erfolgt, die Bestrafung auch bei Verstößen gegen EG-Recht richtet sich daher 
vor deutschen Gerichten weiterhin ausschließlich nach nationalem Straf- und Ver-
fahrensrecht. Die insoweit agierenden nationalen Strafgerichte handeln aber trotz 
Anwendung der mitgliedstaatlichen Rechtsordnung "für die EG". Aufgrund dieses 
europäischen Bezuges ist es erforderlich, die Verfahren unter einem erweiterten 
Blickwinkel zu betrachten, denn die Verpflichtung des Staates zum strafrechtlichen 
Schutz gemeinschaftsrechtlicher Rechtsgüter hat nicht nur materiellrechtliche 
Konsequenzen, sondern kann auch prozessuale Folgen haben. 

3. Zwischen einer Strafe und deren Durchsetzung und Verhängung bestehen 
zahlreiche gegenseitige Wechsel wirkungen 16. Allgemein besteht ein enger Wir-
kungszusammenhang 17 zwischen materiellem Recht und Prozeßrecht dadurch, daß 
die tatsächliche Wirksamkeit materieller Regelungen von der Ausgestaltung des 

13 Vgl. nur Gehler in: lescheck-FS, S. 1403; Vervaele S. 5; HagueTUlu RMC 1993, 351; 
näher zur strafrechtlichen Kompetenz der EG s. unten Teil B. III. 3. a). 

14 Dannecker, Strafrecht der EG, S. 27 m. w. N.; vgl. auch Dieblieh S. 31 ff. und Eser in: 
Verbrechensbekämpfung in europäischer Dimension, S. 21, 25. 

15 EuGH Sig. 1989,2965 (Griechischer Maisskandal) m. Anm. Tiedemann EuZW 1990, 
99; Bleckmann WuR 1991, 283; zu Art. 10 EGV Blanquet S. 55 ff. 

16 Lüderssen ZStW 85 (1973), 288; Krauß in: Dogmatik und Praxis des Strafverfahrens, 
S. I; Peters, Strafprozeß, S. 7 ff. 

17 So die Formulierung bei Baur in: Summum ius summa iniuria, S. 97,106. 
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